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Inhaltsangabe: 
Bei einem Rechtsstreit eines bei der Erzdiözese im Rahmen eines privatrechtlichen Ar-
beitsvertrages angestellten Arbeitnehmers auf Schadensersatz wegen Verstößen gegen 
das kirchliche Datenschutzgesetz (KDG) ist der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten gege-
ben und nicht zu den nach KDSGO errichteten interdiözesanen Datenschutzgerichten. 
 

 

Beschluss: 

 

1. Auf die Beschwerde des Klägers wird der Beschluss des Arbeitsgerichts 

Bamberg vom 04.02.2020 – Az. 1 Ca 617/19 – abgeändert. 

 

2. Der Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen wird für zulässig er-

klärt. 

 

3. Die Rechtsbeschwerde wird zugelassen. 

 

Gründe: 

 

  

 

Der Kläger macht mit vorliegender Klage einen Anspruch auf Schadensersatz wegen Da-

tenschutzverstoß geltend. Der Kläger ist seit dem 24.05.1989 bei der beklagten Erzdiö-

zese als Leiter eines Jugendtreffs beschäftigt. Zur Begründung seiner Klage führt der Klä-
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ger insbesondere an, dass seine Angaben über seine Krankheitsursachen und seines Ge-

sundheitszustandes im Rahmen eines betrieblichen Eingliederungsmanagements einem 

Personenkreis zugänglich gemacht wurden, der nicht an diesem BEM teilgenommen 

hatte.  

 

Das Arbeitsgericht hat mit Beschluss vom 04.02.2020 den Rechtsweg zu den Gerichten 

für Arbeitssachen verneint und den Rechtsstreit an das Interdiözesane Datenschutzge-

richt in Köln verwiesen. Zur Begründung führt das Arbeitsgericht aus, dass nach § 2 

Abs. 1 KDSGO (Kirchliche Datenschutzgerichtsordnung) die kirchlichen Gerichte in Da-

tenschutzangelegenheiten für die Überprüfung von Entscheidungen der Datenschutzauf-

sicht der katholischen Kirche in Deutschland sowie für gerichtliche Rechtsbehelfe der be-

treffenden Person gegen den Verantwortlichen oder den kirchlichen Vertragsverarbeiter 

zuständig seien. Diese Zuständigkeit auch in individuellen Einzelfällen unterscheide sich 

von der Zuständigkeitsregelung der kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen gemäß § 2 

Abs. 3 KAGO (Kirchliche Arbeitsgerichtsordnung), die eine Zuständigkeit bei Streitigkeiten 

aus dem Arbeitsverhältnis ausdrücklich ausschließe. Die Bestimmungen über den kirchli-

chen Datenschutz und die kirchliche Datenschutzgerichtsbarkeit seien jedoch gegenüber 

den allgemeinen zivil- und arbeitsrechtlichen Vorschriften Spezialvorschriften und gehen 

deshalb vor. Die katholische Kirche habe im Rahmen des Art. 140 GG, 137 Abs. 3WRV 

im Hinblick auf den kirchlichen Datenschutz von ihrer Rechtssetzungsbefugnis durch den 

Erlass des KDG (Gesetz über den kirchlichen Datenschutz) und der KDSGO umfassend 

Gebrauch gemacht. Dies sei gemäß Art. 91 DSGVO (Datenschutzgrundverordnung) auch 

europarechtlich zulässig. Hierbei regele § 50 KDG auch Ansprüche auf Schadensersatz 

einzelner Personen. Auch hierfür eröffne § 2 Abs. 1 Satz 1 KDSGO den Rechtsweg zu 

den kirchlichen Gerichten in Datenschutzangelegenheiten. Der gerichtliche Rechtsbehelf 

der einzelnen betroffenen Personen im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 KDSGO sei zu unter-

scheiden von kirchlichen Rechtsbehelfen gegen Entscheidungen der Datenschutzaufsicht 

über das Vorliegen einer Datenschutzverletzung gemäß § 2 Abs. 2 KDSGO. Der Begriff 

des gerichtlichen Rechtsbehelfs im Sinne der KDSGO meine einerseits die gerichtliche 

Geltendmachung von Ansprüchen einer einzelnen betroffenen Person gemäß § 2 Abs. 1 

Satz 1, 2. Alt. KDSGO im Gegensatz zur Überprüfung von Entscheidungen der Daten-

schutzaufsichten im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1, 1. Alt., Abs. 2 KDSGO. Dieser prozessu-

alen Differenzierung entspreche auch die Regelung in § 49 KDG, wonach in Absatz 1 der 
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gerichtliche Rechtsbehelf gegen Bescheide der Datenschutzaufsicht und in Absatz 2 un-

beschadet eines Rechts auf Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht das Recht auf einen 

gerichtlichen Rechtsbehelf aufgrund eines Verstoßes gegen die im KDG geregelten 

Rechte des Betroffenen vorgesehen sei. Der Rechtsstreit sei deshalb gemäß §§ 17 a 

Abs. 2 u. 4 GVG ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss der Kammer des Arbeits-

gerichts an das zuständige Interdiözesane Datenschutzgericht in Köln zu verweisen. Die 

§§ 17 ff. GVG gelten auch im Verhältnis zwischen der Arbeitsgerichtsbarkeit und einer be-

sonderen Gerichtsbarkeit wie der kirchlichen Datenschutzgerichtsbarkeit.  

 

Der Beschluss des Arbeitsgerichts vom 04.02.2020 wurde den Klägervertretern am 

06.02.2020 zugestellt. Hiergegen erhob die Klägerseite mit Telefax vom 20.02.2020 sofor-

tige Beschwerde und führte zu deren Begründung aus, dass ein Schadensersatz wegen 

eines Datenschutzverstoßes aufgrund der Anspruchsgrundlage des Art. 82 Abs. 1 

DSGVO geltend gemacht werde. Das Arbeitsgericht Bamberg sei gemäß § 79 Abs. 2 

DSGVO in Verbindung mit § 2 ArbGG sachlich zuständig. Der Kläger begehre einen 

Schadensersatz wegen Verstoßes gegen das Datenschutzrecht, nämlich der Weitergabe 

von Gesundheitsdaten, die im Rahmen eines betrieblichen Eingliederungsmanagements 

von der Beklagten erhoben und unzulässigerweise weitergegeben wurden, indem die Da-

ten auf den Computer der Mitarbeiterin H… transferiert wurden. § 2 Abs. 1 Satz 1 KDSGO 

finde schon von seinem Wortlaut her keine Anwendung für den vorliegenden Fall. Zwar 

ginge es nach der 2. Alternative des § 2 Abs. 1 Satz 1 KDSGO um gerichtliche Rechtsbe-

helfe bei Verletzung des kirchlichen Datenschutzes. Die Bestimmungen über den kirchli-

chen Datenschutz und die kirchliche Datenschutzgerichtsbarkeit seien jedoch gegenüber 

den allgemeinen Vorschriften keine Spezialvorschriften für den Fall eines Datenschutzver-

stoßes in einem Arbeitsverhältnis. Soweit der Kläger seine Ansprüche auf staatliches 

Recht stütze, seien die staatlichen Gerichte für Arbeitssachen zur Entscheidung berufen. 

Kirchliche Gerichte entscheiden ausschließlich nach kirchlichem Recht. Im Rahmen eines 

Arbeitsverhältnisses trete das Gesetz über den kirchlichen Datenschutz allenfalls neben 

die Datenschutzgrundverordnung. Ginge es um die Anwendung staatlichen Rechts, so 

müssten die staatlichen Gerichte auch das entscheidungserhebliche Kirchenrecht anwen-

den. Es würde aber nicht heißen, dass der Weg zu den staatlichen Gerichten verwehrt 

bleibe. Anspruchsgrundlage sei Art. 82 DSGVO. Darüber hinaus handele es sich um ei-

nen Datenschutzverstoß während der Durchführung eines BEM nach § 167 Abs. 2 
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SGB IX. Damit lägen zwei Normen dem Rechtsstreit zugrunde, die nicht ausschließlich 

Kirchenrecht betreffen. Die Klage auf Schadensersatz sei von einem gerichtlichen Rechts-

behelf im Sinne der DSGVO zu unterscheiden. In Art. 82 Abs. 6 DSGVO sei ausdrücklich 

geregelt, dass mit Gerichtsverfahren zur Inanspruchnahme des Rechts auf Schadenser-

satz die Gerichte zu befassen seien, die nach den in Art. 79 Abs. 2 DSGVO genannten 

Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates zuständig seien. Einen entsprechenden Verweis 

enthalte § 50 KDG nicht, womit klargestellt sei, dass gerade keine Gleichstellung mit den 

Gerichten in § 49 KDG erfolgt sei.  

 

Die Beklagtenseite erwiderte hierauf, dass die spezialgesetzlichen Bestimmungen des 

KDG Anwendung fänden. Es seien nach § 2 KDSGO die kirchlichen Gerichte in Daten-

schutzangelegenheiten für gerichtliche Rechtsbehelfe der betroffenen Personen gegen 

den Verantwortlichen zuständig. Dies gelte auch für gerichtliche Rechtsbehelfe im Zusam-

menhang mit etwaigen Schadensersatzansprüchen des Klägers gegen die Beklagte nach 

den Bestimmungen des KDG. Die Bestimmungen über den kirchlichen Datenschutz und 

die kirchliche Datenschutzgerichtsbarkeit seien Spezialvorschriften und gingen allgemei-

nen zivil- und arbeitsrechtlichen Vorschriften vor, d.h. Die Bestimmungen des KDG seien 

gegenüber der DSGVO lex specialis. § 50 KDG regele Ansprüche auf Schadensersatz 

einzelner Personen und auch hierfür eröffne § 2 KDSGO den Rechtsweg zu den kirchli-

chen Gerichten in Datenschutzangelegenheiten. § 2 KDSGO sei auch lex specialis zu § 2 

Abs. 3 KAGO (Kirchliche Arbeitsgerichtsordnung).  

 

Mit Beschluss vom 30.04.2020 hat das Arbeitsgericht Bamberg der sofortigen Be-

schwerde nicht abgeholfen und diese dem Landesarbeitsgericht Nürnberg zur Entschei-

dung vorgelegt. Es vertritt auch im Abhilfeverfahren die Auffassung, dass die Bestimmun-

gen des kirchlichen Datenschutzrechts als spezielleres Recht dem staatlichen Daten-

schutz vorgingen. Das staatliche Datenschutzrecht fände deshalb vorliegend keine An-

wendung. Gegenüber der allgemeinen Vorschrift des § 2 Abs. 3 KAGO, der die Zustän-

digkeit der gerichtlichen Gerichte für Arbeitssachen für Streitigkeiten aus einem Arbeits-

verhältnis ausschließe, habe die katholische Kirche im Bereich des Datenschutzrechts in 

§§ 49 Abs. 2, 3, 50 KDG für die gerichtliche Geltendmachung einzelner Personen gegen 

den Verantwortlichen bei Datenschutzverstößen einen speziellen kirchengerichtlichen 

Rechtsweg vorgesehen. Das kirchliche Datenschutzrecht sei damit umfassend geregelt. 



 

8 Ta 36/20 

- 5 - 

Für die Anwendung staatlicher Gesetze sei kein Raum. Deshalb für die Entscheidung des 

Rechtsstreits die kirchliche Datenschutzgerichtsbarkeit zuständig. 

 

Den Parteien wurde Gelegenheit gegeben, zu dem Nichtabhilfebeschluss Stellung zu 

nehmen.  

 

Die Beklagtenseite schloss sich insoweit den Ausführungen des Arbeitsgerichts vollinhalt-

lich an.  

 

Die Klägerseite moniert, dass das Arbeitsgericht verkannt habe, dass im vorliegenden Fall 

die Kirche immer noch als Arbeitgeber agiert habe und es sich um eine Streitigkeit aus 

dem Arbeitsverhältnis handele. Auch bei ausschließlicher Anwendung kirchlichen Daten-

schutzrechts ergäbe sich hieraus keine Zuständigkeit der kirchlichen Gerichte. Eine Ge-

samtbetrachtung des § 49 KDG, der ausdrücklich das Rechtsmittel der Beschwerde er-

wähne, lasse vielmehr nur den Schluss zu, dass das kirchliche Gericht in Datenschutzan-

gelegenheiten ausschließlich zuständig sei für gerichtliche Rechtsbehelfe gegen eine 

vorab getroffene Entscheidung der kirchlichen Datenschutzaufsicht oder eines anderen 

Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters und eben nicht für eine Klage gegen ei-

nen Datenschutzverstoß nach der Datenschutzgrundverordnung. In § 49 Abs. 2 KDG 

werde keine Zuständigkeit des kirchlichen Gerichts in Datenschutzangelegenheiten be-

gründet, sofern es sich um andere gerichtliche Rechtsbehelfe handele. Eine Klage auf 

Schadensersatz sei vom gerichtlichen Rechtsbehelf zu unterscheiden. Dies zeige auch 

die Unterscheidung in Art. 79 DSGVO und in Art. 82 DSGVO sowie in § 49 KDG und § 50 

KDG. Dass hier grundsätzlich nicht von der gleichen Gerichtszuständigkeit ausgegangen 

werde, zeige sich in Art. 82 Abs. 6 DSGVO, der auf die Gerichte in Art. 79 Abs. 2 DSGVO 

verweise. Dies wäre überflüssig, wenn ohnehin die gleichen Gerichte zuständig wären. Ei-

nen entsprechenden Verweis enthalte § 50 KDG bereits nicht, so dass nicht eine Gleich-

stellung mit den Gerichten in § 49 KDG erfolge.  

 

II. 

 

1. Die sofortige Beschwerde des Klägers ist zulässig. Sie ist insbesondere in der erfor-

derlichen Form und Frist beim Landesarbeitsgericht eingereicht worden (§ 17 a Abs. 4 
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Satz 3 GVG, § 78 ArbGG, § 569 ZPO). 

 

2. Die sofortige Beschwerde des Klägers ist begründet.  

 

Für eine Klage auf Schadensersatz aufgrund eines Datenschutzrechtsverstoßes sind 

im Rahmen eines privatrechtlichen Arbeitsverhältnisses auch mit der Kirche die Ar-

beitsgerichte ausschließlich und nicht das kirchliche Interdiözesane Datenschutzge-

richt zuständig. Die ausschließliche Zuständigkeit der staatlichen Arbeitsgerichte und 

damit der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten kann nicht durch kirchliches Recht ab-

geändert werden.  

 

a) Nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 a ArbGG sind die Gerichte für Arbeitssachen ausschließlich 

zuständig für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeit-

gebern aus dem Arbeitsverhältnis  

 

aa) Soweit die Kirchen die Dienstverhältnisse ihrer Beschäftigten weder im Rah-

men öffentlich-rechtlicher Grundsätze ordnet noch die geistigen Amtsträger 

entsprechend ihres Amtes beschäftigt noch eine Tätigkeit von Ordensangehö-

rigen in kirchlichen Einrichtungen vorliegt, kommt das jeweilige Arbeitsverhält-

nis durch einen privatrechtlichen Arbeitsvertrag zustande. Die Kirche ist somit 

Arbeitgeber im Sinne des § 2 ArbGG.  

 

bb) Diese ausschließliche Zuständigkeit der Arbeitsgerichte für bürgerliche 

Rechtsstreitigkeiten aus einem Arbeitsverhältnis kann nach § 4 ArbGG nur 

nach Maßgabe der §§ 101 – 110 ArbGG ausgeschlossen werden. 

 

Die Verfassung garantiert die Schiedsgerichtsbarkeit in gleichem Umfange wie 

die Privatautonomie. Grundsätzlich gestattet das Grundgesetz neben der 

staatlichen Rechtsprechung auch eine gleichwertige private Rechtsprechung. 

Dieser Grundsatz wird durch § 4 eingeschränkt. Nur noch für das in den 

§§ 101 – 110 ArbGG geregelte Schiedsverfahren findet in engen Grenzen der 

Ausschluss der Arbeitsgerichtsbarkeit statt. Ein außergerichtliches oder 

schiedsgerichtliches Vorverfahren wird von der Regel des § 4 ArbGG nicht 
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umfasst. Regelungen im kirchlichen Bereich, nach denen im Streitfall zunächst 

eine innerkirchliche Schlichtungsstelle anzurufen ist, sind im Regelfall so aus-

zulegen, dass auch ohne Anrufung der Schlichtung Klage beim Arbeitsgericht 

erhoben werden kann. Die Interdiözesanen Datenschutzgerichte sind keine 

Schiedsgerichte im Sinne der §§ 101 ff. 

 

b) Das verfassungsrechtlich gewährte Selbstbestimmungsrecht der Kirchen steht der 

ausschließlichen Zuständigkeit der staatlichen Arbeitsgerichte im Rahmen von 

Streitigkeiten aus einem Arbeitsverhältnis mit der Kirche nicht entgegen.  

 

Zwar ordnet und verwaltet nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV jede Reli-

gionsgemeinschaft ihre Angelegenheiten selbständig, dies aber nur innerhalb der 

Schranken der für alle geltenden Gesetze. Das Selbstordnungs- und Selbstverwal-

tungsrecht der Religionsgemeinschaften umfasst grundsätzlich auch die Befugnis 

zur selbständigen Kontrolle des selbst gesetzten Rechts durch kircheneigene Ge-

richte. Die Normen des ArbGG sind jedoch Teil der für alle geltenden im Sinne des 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV. Nur bei Streitigkeiten, bei denen es aus-

schließlich um die Anwendung kirchlichen Mitarbeitervertretungsrechts geht, ist die 

Zuständigkeit staatlicher Gerichte ausgeschlossen. Dies folgt aus Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV und findet in § 118 Abs. 2 BetrVG, § 112 BPersVG sei-

nen einfach gesetzlichen Ausdruck. Insoweit hat § 3 Abs. 3 KAGO deklaratorische 

Bedeutung und stellt insoweit lediglich klar, dass für Streitigkeiten aus dem Ar-

beitsverhältnis die Zuständigkeit der kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen nicht 

gegeben ist, da die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte für diese Streitigkeiten aus 

einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis durch Kirchenrecht gerade nicht ausge-

schlossen werden kann. Bei Rechtsstreitigkeiten aus einem privatrechtlichen Ar-

beitsverhältnis sind die Normen des ArbGG auch für die Kirchen verbindlich. Die 

staatlichen Gerichte müssen jedoch kirchliches Recht anwenden, wenn von die-

sem die Entscheidung des Rechtsstreits abhängt (BAG, Urteil v. 11.11.2008, Az. 

1 AZR 646/07, in juris recherchiert).  
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c) Der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten ist für den vorliegenden Rechtsstreit auch 

nicht durch höherrangiges Europarecht ausgeschlossen.  

 

aa) Zwar hat in Art. 91 DSGVO die Europäische Union anerkannt, dass auch eine 

Kirche und religiöse Vereinigung oder Gemeinschaft eigene Datenschutzre-

geln anwenden darf, sofern sie mit der DSGVO „in Einklang gebracht werden“. 

Art. 91 Abs. 1 DSGVO enthält somit eine grundsätzliche Anerkennung eigen-

ständiger umfassender kirchlicher Datenschutzvorschriften, wenn das Staats-

kirchenrecht des Mitgliedsstaates solche eigenständigen Regelungen erlaubt. 

In Deutschland erfolgt dies aufgrund Art. 137 Abs. 3 WRV i.V.m. Art. 140 GG. 

Die katholische Kirche hat diesen Auftrag angenommen und das Gesetz über 

den kirchlichen Datenschutz (KDG) vom 29.12.2017 erlassen. Die DSGVO 

und das KDG sind zum größten Teil wortgleich. Abweichungen ergeben sich 

in der Regel dort, wo kirchliche Interessen und Aufgaben eine Rolle spielen, 

kirchliche Strukturen Änderungen erforderlich machen oder kirchliche Beson-

derheiten zu berücksichtigen sind. Das KDG erfüllt die Anforderungen der 

Gleichwertigkeit des kirchlichen und des staatlichen Datenschutzes und stellt 

sicher, dass der Kirche auch in diesem Bereich ihr grundsätzlich garantiertes 

Selbstverwaltungsrecht bleibt. Die Bestimmungen des kirchlichen Datenschut-

zes gehen somit als Spezialvorschriften den allgemeinen datenschutzrechtli-

chen Vorschriften vor.  

 

Art. 82 Abs. 6 DSGVO regelt jedoch, dass mit Gerichtsverfahren zur Inan-

spruchnahme des Rechts auf Schadensersatz die Gerichte zu befassen sind, 

die nach den in Art. 79 Abs. 2 genannten Rechtsvorschriften des Mitglieds-

staates zuständig sind. Für individualrechtliche Streitigkeiten aus einem privat-

rechtlichen Beschäftigungsverhältnis greift somit die staatliche Rechtsschutz-

garantie und damit in Deutschland der Rechtsweg zu den staatlichen Arbeits-

gerichten.  

 

bb) Anspruchsgrundlage für einen Schadensersatzanspruch wegen Datenschutz-

verstoßes durch kirchliche Stellen und damit im Rahmen der Anwendung des 
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KDG ist somit § 50 KDG und nicht Art. 82 DSGVO. Insoweit ist dem Arbeits-

gericht zuzustimmen. Auch der mögliche Datenschutzverstoß selbst ist an-

hand der Regelungen des KDG (§ 53 KDG Datenverarbeitung für Zwecke des 

Beschäftigungsverhältnisses und § 11 Abs. 2 KDG Ausnahmen für die Verar-

beitung personenbezogener Daten in besonderen Verarbeitungssituationen) 

zu überprüfen. Dem Erstgericht ist auch insoweit zuzustimmen, dass in § 49 

Abs. 2 KDG der gerichtliche Rechtsbehelf einer betroffenen Person, die der 

Ansicht ist, dass die ihr aufgrund dieses Gesetzes zustehenden Rechte in-

folge einer nicht im Einklang mit diesem Gesetz stehenden Verarbeitung ihrer 

personenbezogenen Daten verletzt sei, geregelt ist. Ebenso sieht § 49 Abs. 3 

KDG vor, dass das kirchliche Gericht in Datenschutzangelegenheiten zustän-

dig sei und eine der in Art. 82 Abs. 6 DSGVO entsprechende Regelung in § 50 

KDG fehlt.  

 

(1) Art. 79 DSGVO regelt das Recht auf wirksamen gerichtlichen Rechtsbe-

helf gegen Verantwortliche und Auftragsverarbeiter und gibt in dessen 

Abs. 2 DSGVO insoweit Vorgaben zu der örtlichen Zuständigkeit. Es sind 

die Gerichte des Mitgliedsstaates zuständig, in denen der Verantwortliche 

oder der Auftragsverarbeiter eine Niederlassung hat bzw. wahlweise kön-

nen Klagen auch bei den Gerichten des Mitgliedsstaates erhoben werden, 

in denen die betroffene Person ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, es 

sei denn, es handelt sich bei dem Verantwortlichen oder dem Auftragsver-

arbeiter um eine Behörde des Mitgliedsstaates, die in Ausübung ihrer ho-

heitlichen Befugnisse tätig geworden ist. 

 

(2) Die DSGVO verweist somit bezüglich der sachlichen Zuständigkeit bzw. 

bezüglich des Rechtswegs auf die Zuständigkeit der Gerichte des Mit-

gliedsstaates. Das in der DSGVO den Kirchen gewährte Recht, ihren Da-

tenschutz umfassend innerhalb kirchenrechtlicher Vorschriften zu regeln, 

d.h. von ihrer Rechtssetzungsbefugnis zum Erlass von materiell-rechtli-

chen Spezialvorschriften im Rahmen des Datenschutzes Gebrauch zu 

machen, umfasst nicht die Befugnis, eine nach staatlichem Recht vorge-

schriebene ausschließliche Zuständigkeit einer Gerichtsbarkeit zugunsten 
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einer eigenen kirchlichen Gerichtsbarkeit auszuschließen.  

 

Die in § 2 KDSGO geregelte sachliche Zuständigkeit der kirchlichen Ge-

richte für Datenschutzangelegenheiten für gerichtliche Rechtsbehelfe des 

betroffenen Arbeitnehmers gegen den Verantwortlichen kann somit nur 

Rechtsstreitigkeiten betreffen, für die nach nationalem Recht keine ander-

weitige ausschließliche Gerichtsbarkeit gegeben ist. Für Streitigkeiten aus 

einem Arbeitsverhältnis, hier mögliche Schadensersatzansprüche auf-

grund Datenschutzverstößen im Rahmen eines BEM, bleibt die aus-

schließliche Zuständigkeit der staatlichen Gerichtsbarkeit, nämlich der Ar-

beitsgerichtsbarkeit unberührt. 

 

(3) Die Zuständigkeit der staatlichen Arbeitsgerichte für Klagen eines Arbeit-

nehmers auf Schadensersatz nach § 50 KDG ergibt sich nach Ansicht 

des Beschwerdegerichtes jedoch insbesondere aus den Regelungen der 

KDSGO. 

 

So kann nach § 14 Abs. 2 KDSGO das Interdiözesane Datenschutzge-

richt lediglich erkennen auf Verwerfung des Antrages als unzulässig, Zu-

rückweisung des Antrages als unbegründet oder Feststellung des Vorlie-

gens und Umfangs einer Datenschutzverletzung. Das Interdiözesane Da-

tenschutzgericht kann bei Begründetheit des Antrages somit nicht über 

einen bezifferten Schadensersatzanspruch im Rahmen einer Leistungs-

klage entscheiden. Darüber hinaus unterliegen kirchengerichtliche Ent-

scheidung im Gegensatz zu staatlichen Entscheidungen nicht der 

Zwangsvollstreckung. Sie stellen keine Vollstreckungstitel im Sinne der 

§§ 704, 794 ZPO dar.  

 

Aus alledem ergibt sich nach Ansicht des Beschwerdegerichts, dass für 

den vorliegenden Rechtsstreit der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten er-

öffnet ist. 
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d) Zu beachten ist dabei jedoch, dass im arbeitsgerichtlichen Verfahren Bescheide 

der kirchlichen Datenschutzaufsicht mit Tatbestandswirkung zu berücksichtigen 

sind und Urteile der kirchlichen Datenschutzgerichtsbarkeit betreffend die Feststel-

lung von Datenschutzverstößen im arbeitsgerichtlichen Verfahren Rechtskraftwir-

kung zukommt. In einem individualarbeitsrechtlichen Verfahren, bei dem es um 

eine Verletzung kirchlicher datenschutzrechtlicher Vorschriften geht, z.B. in einem 

Kündigungsschutzverfahren oder Klage gegen eine Abmahnung oder – wie hier – 

einer Klage auf Schadensersatz, könnte sich die Frage stellen, ob wegen Vorgreif-

lichkeit auszusetzen wäre. Gemäß § 148 ZPO kann das Gericht, wenn die Ent-

scheidung des Rechtsstreits ganz oder zum Teil von dem Bestehen oder Nichtbe-

stehen eines Rechtsverhältnisses abhängt, das den Gegenstand eines anderen 

anhängigen Prozesses bildet, anordnen, dass die Verhandlung bis zur Erledigung 

des anderen Rechtsstreits auszusetzen ist. Hier sind entscheidend die Umstände 

des Einzelfalls. Dies, da im Rahmen der Ermessensentscheidung nach § 148 ZPO 

gegenüber dem vorrangigen Zweck einer Aussetzung – einander widersprechen-

der Entscheidung zu verhindern – insbesondere die Nachteile einer langen Verfah-

rensdauer und die dabei entstehenden Folgen für die Parteien abzuwägen sind. 

Dabei ist der Beschleunigungsgrundsatz des § 9 ArbGG ebenso zu berücksichti-

gen wie die Voraussetzungen zum Schutz vor überlanger Verfahrensdauer 

(Dr. Thomas Ritter in „Die kirchliche Datenschutzgerichtsbarkeit im arbeitsgerichtli-

chen Verfahren“, NZA 2020, 616 ff.). Wird im Falle eines bei staatlichen Arbeitsge-

richten eingeleitetem Verfahren, in dem die Verletzung kirchlicher datenschutz-

rechtlicher Vorschriften eine Rolle spielen, ein paralleles Verfahren bei der kirchli-

chen Datenschutzgerichtsbarkeit nicht eingeleitet, dann kann und muss das staat-

liche Arbeitsgericht die Frage einer datenschutzrechtlichen Pflichtverletzung am 

Maßstab des kirchlichen Rechts und unter Beachtung des verfassungsrechtlich li-

mitierten Einklangsgebots des Art. 91 DSGVO prüfen (Dr. Thomas Ritter in „Die 

kirchliche Datenschutzgerichtsbarkeit im arbeitsgerichtlichen Verfahren“, VI. Zu-

sammenfassung, NZA 2020, 616 ff.). 
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III. 

 

Das Landesarbeitsgericht hat gemäß § 78 Satz 3 ArbGG durch die Vorsitzende ohne Hin-

zuziehung der ehrenamtlichen Richter über die sofortige Beschwerde zu entscheiden. 

 

 

IV. 

 

Da die Kosten der erfolgreichen Beschwerde Teil der Kosten des Rechtsstreits sind, war 

darüber nicht zu befinden. 

 

V. 

 

Die Zulassung einer weiteren Beschwerde nach § 17 a Abs. 4 Satz 4 GVG, die als 

Rechtsbeschwerde im Sinne des § 574 ZPO anzusehen ist, war veranlasst, da die 

Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung hat. 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 
Gegen diesen Beschluss kann die Beklagte Rechtsbeschwerde einlegen. 
 
Für den Kläger ist gegen diesen Beschluss kein Rechtsmittel gegeben. 
 
Die Rechtsbeschwerde muss innerhalb einer Frist von einem Monat eingelegt und be-
gründet werden. 
 
Beide Fristen beginnen mit der Zustellung des Beschlusses. 
 
Die Rechtsbeschwerde muss beim  
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eingelegt und begründet werden. 
 
Die Rechtsbeschwerdeschrift und die Rechtsbeschwerdebegründung müssen von einem Rechtsanwalt unter-
zeichnet sein.  
 
Es genügt auch die Unterzeichnung durch einen Bevollmächtigten der Gewerkschaften und von Vereinigun-
gen von Arbeitgebern sowie von Zusammenschlüssen solcher Verbände 
- für ihre Mitglieder  
- oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder  
 
oder 
 
von juristischen Personen, deren Anteile sämtlich in wirtschaftlichem Eigentum einer der im vorgenannten Ab-
satz bezeichneten Organisationen stehen,  
- wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisa-

tion und ihrer Mitglieder oder andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung 
und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt 

- und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 
 
In jedem Fall muss der Bevollmächtigte die Befähigung zum Richteramt haben. 
 
Die Rechtsbeschwerde kann auch in elektronischer Form eingelegt und begründet wer-
den. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 
und mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungs-
weg entsprechend § 46c ArbGG übermittelt werden. Wegen näherer Einzelheiten wird 
verwiesen auf die Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (ERVV) 
vom 24. November 2017 in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 
 
 
 
 

S…   
Vorsitzende Richterin   

am Landesarbeitsgericht   
 
 


